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Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Durchführung einer Repräsentativstatistik 
auf dem Gebiete des Wohnungswesens und des 

Städtebaus 

(Wohnungsstichprobengesetz 1972) 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Städtebau 
und Wohnungswesen) 


A. Problem 

Die Bestands- und Strukturdaten der totalen Gebäude- und 
Wohnungszählungen, die in größeren Zeitabständen durchge- 
führt werden — zuletzt am 25. Oktober 1968 — , reichen nicht 
aus, um ein vollständiges Bild von den im Wohnungs- und 
Städtebau erforderlichen Maßnahmen zu gewinnen, die lau- 
fende Entwicklung zu beobachten und Zielvorstellungen zu 
erarbeiten. 


B. Lösung 

Die Wohnungsstichprobe überbrückt die Zeit zwischen den 
großen Zählungen und erfaßt solche Tatbestände und Sachver- 
halte, die bei Totalzählungen aus sachlichen und finanziellen 
Gründen nicht ermittelt werden können. 

Die für 1972 vorgesehene Wohnungsstichprobe knüpft an die 
Erfahrungen der drei vorausgegangenen Stichproben von 1957, 
1960 und 1965 an. Die Ergebnisse der neuen Stichprobe sollen 
hauptsächlich Aufschluß geben über die qualitative Abstufung 
des Gebäude- und Wohnungsbestandes, die Wohnungsversor- 
gung und Wohnabsichten der Bevölkerung, die Bewegungsvor- 
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gänge am Wohnungsmarkt sowie über das Mieten- und Ein- 
kommensgefüge und das Verhältnis Miete/Einkommen. 

Die Wohnungsstichprobe 1972 enthält erstmalig auch ein städte- 
bauliches Fragenprogramm. Ermittelt werden sollen insbeson- 
dere Daten über Art und Maß der Nutzung der erfaßten Grund- 
stücke und Gebäude sowie über die städtebaulichen Gegeben- 
heiten des Wohnens, wie die Zuordnung zu den Arbeitsstätten 
und den Einrichtungen des Gemeinbedarfs, die Umwelteinflüsse 
und deren Beurteilung durch die Bürger. 


C. Alternativen 

Keine 


D, Kosten 

Die Kosten der 1 v.H. -Wohnungsstichprobe 1972 betragen 
schätzungsweise 2,9 Millionen DM für den Bund und 6,8 Mil- 
lionen DM für die Länder. Durch die vom Bundesrat gewünschte 
Einschränkung der Stichprobe für den städtebaulichen Teil auf 
Gemeinden mit 10 000 und mehr Einwohnern verringern sich 
die auf die Länder entfallenden Kosten um etwa 200 000 DM 
(von 6,8 auf 6,6 Millionen DM). 

Die beim Bund anfallenden Kosten sind in der mehrjährigen 
Finanzplanung enthalten. 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Städtebau und Wohnungswesen 
(14. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes über die Durchführung einer Repräsentativstatistik 
auf dem Gebiet des Wohnungswesens und des Städtebaus 
(Wohnungsstichprobengesetz 1972) 

— Drucksache VI/2543 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Gatzen 


Der Gesetzentwurf — Drucksache VI/2543 — 
wurde am 22. September 1971 in der 134. Sitzung 
des Deutschen Bundestages dem Ausschuß für 
Städtebau und Wohnungswesen federführend, dem 
Innenausschuß zur Mitberatung und dem Haushalts- 
ausschuß gemäß § 96 der Geschäftsordnung über- 
wiesen. 

Der Ausschuß für Städtebau und Wohnungswesen 
hat die Vorlage in seiner Sitzung am 30. September 
1971 (48. Sitzung) beraten und einstimmig angenom- 
men. 

Im Laufe der Beratungen wurde seitens des Abg. 
Dr. Böhme die Frage gestellt, ob bei den statisti- 
schen Erhebungen den subjektiven Äußerungen der 


Bewohner auch objektive Meßwerte z. B. über Ge- 
räuschentwicklung usw. gegenübergestellt würden. 

Der Ausschuß hat sich die Meinung gebildet, daß 
dieser Fragenkomplex äußerst wichtig und interes- 
sant ist, sich aber im Rahmen einer Wohnungsstich- 
probe nicht verwirklichen läßt. Der Gedanke als 
solcher soll aber nach Möglichkeit weiter verfolgt 
werden. 

Der Innenausschuß hat in seiner Sitzung am 
14. Oktober 1971 gegen den Gesetzentwurf keine 
Bedenken erhoben und empfiehlt, ihn unter Berück- 
sichtigung der Stellungnahme des Bundesrates, der 
die Bundesregierung zugestimmt hat, zu billigen. 


Bonn, den 14. Oktober 1971 


Dr. Gatzen 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache VI/2543 — unver- 
ändert anzunehmen. 


Bonn, den 14. Oktober 1971 


Der Ausschuß für Städtebau und Wohnungswesen 


Mick 

Vorsitzender 


Dr. Gatzen 

Berichterstatter 
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